
yj/ v уу/ '/z

mfflni
Ü i j J i U I

der Deutschen Demokratischen Republik
1990 Berlin, den 28. Februar 1990 Teil I Nr. 10

Tag I n h a l t  Seite

21s 2. 90 Gesetz über Vereinigungen — Vereinigungsgesetz — ........................................................................................     75
20. 2. 90 Verordnung über den Zivildienst in der Deutschen Demokratischen Republik.................................  79
14. 2. 90 Zweite Verordnung über die Gesellschaft für Sport und Technik...................................................................... 81
12. 2. 90 Anordnung Nr. 80 über die Ausgabe von Gedenkmünzen der Deutschen Demokrati­

schen Republik   82

Gesetz 
über Vereinigungen 

— Vereinigungsgesetz — 
vom 21. Februar 1990

Zur Ausgestaltung der durch die Verfassung der Deutschen 
Demokratischen Republik garantierten Vereinigungsfreiheit 
und in Übereinstimmung mit der Internatipnalen Konven­
tion vom 16. Dezember 1966 über zivile und politische Rechte 
(Bekanntmachung vom 14. Januar 1974, GBl. II Nr. 6 S. 57) 
wird mit dem Ziel, allen Bürgerinnen und Bürgern das glei­
che Recht auf aktive Teilnahme am öffentlichen Leben und 
auf Verwirklichung ihrer Interessen zu sichern, das folgende 
Gesetz beschlossen:

Grundsätze

§ 1
(1) Vereinigungen im Sinne dieses Gesetzes sind freiwil­

lige, sich selbst verwaltende Zusammenschlüsse von Bürge­
rinnen und Bürgern zur Wahrnehmung gemeinsamer Inter­
essen und Erreichung gemeinsamer Ziele, unabhängig von 
ihrer Rechtsfähigkeit.

(2) Die Bestimmungen dieses Gesetzes finden keine An­
wendung für

a) Gewerkschaften,
b) Gemeinschaften der Bürger nach dem Zivilgesetzbuch 

der Deutschen Demokratischen Republik vom 19. Juni 
1975 (GBl. I Nr. 27 S. 465),

c) Zusammenschlüsse, die auf Erwerbstätigkeit gerichtet 
sind,

d) Bürgerkomitees, die auf der Grundlage spezieller Rechts­
vorschriften tätig sind,

e) Kirchen und Religionsgemeinschaften — außer Vereini­
gungen, die ausschließlich diakonischen oder caritativen 
Zwecken dienen.

(3) Die Bestimmungen dieses Gesetzes finden für Parteien 
und politische Vereinigungen Anwendung, soweit sich das 
aus dem Parteiengesetz vom 21. Februar 1990 (GBl. I Nr. 9 
S. 66) ergibt.

§ 2
(1) Die Bildung von Vereinigungen ist frei und bedarf kei­

ner Genehmigung.
(2) Die Gründung und Tätigkeit von Vereinigungen, die 

faschistische, militaristische, antihumanistische Ziele verfol­
gen sowie Glaubens-, Rassen- und Völkerhaß bekunden oder 
verbreiten, die Personen und Gruppeft aufgrund ihrer Natio­
nalität, ihrer politischen Zugehörigkeit, ihres Geschlechts, 
ihrer sexuellen Orientierung oder ihrer körperlichen bzw. 
geistigen Behinderungen diskriminieren oder ihre Ziele mit 
Gewalt oder durch Androhung von Gewalt zu verwirklichen 
suchen, sind verboten.

(3) Die Aufnahme von Vereinigungen des Auslands, deren 
Tätigkeit auf Ziele im Sinne des Abs. 2 ausgerichtet ist, als 
Mitglieder in Vereinigungen der Deutschen Demokratischen 
Republik ist verboten.

§3
Mitgliedschaft

(1) Jede volljährige Bürgerin und jeder volljährige Bürger 
kann Mitglied einer Vereinigung werden. Mitglieder können 
auch Vereinigungen oder juristische Personen sein, soweit 
dadurch nicht ein Zusammenschluß entsteht, der auf Erwerbs­
tätigkeit gerichtet ist.

(2) Jugendliche von 14 bis 18 Jahren können einer Ver­
einigung beitreten, wenn es das Statut der Vereinigung vor­
sieht.

(3) Kinder können mit Zustimmung ihrer gesetzlichen Ver­
treter einer Vereinigung beitreten, wenn es das Statut der 
Vereinigung vorsieht.

(4) Soweit Kinder und Jugendliche unter 18 Jahren mit 
Zustimmung ihrer gesetzlichen Vertreter eine rechtsfähige 
Vereinigung gründen wollen, muß dem Vorstand mindestens 
ein volljähriges Mitglied angehören.

(5) Die Mitgliedschaft in einer Vereinigung ist nicht über­
tragbar und nicht vererblich.


